
IST SOZIALES AKTUELL?

Der Sozialparteitag steht vor der Tür. Wir Thüringer sind 
gerüstet. Wir haben vor 1 ½ Jahren ein Rentenkonzept mit 
Hand und Fuß vorgestellt. Jetzt gilt es dieses Rentenkonzept zu 
verteidigen, Mehrheiten zu finden und mit diesen Mehrheiten 
das Ziel „Volkspartei“ zu erreichen. Die Ostländer stehen 
für eine starke gesetzliche Rentenversicherung. Nur sie 
gewährleistet Schutz vor Altersarmut. Dragis Desaster 
mit der Nullzinspolitik hat dafür gesorgt, dass die private 
Altersvorsorge ad absurdum geführt wurde. Millionen 
Sparer wurden enteignet. Sie rechneten mit 5 bis 8 % Zinsen 
und müssen jetzt Strafzinsen bezahlen. Es ist ein Hohn und 
bezeichnend für die Zustände in Deutschland, dass dieser 
Mann noch das Bundesverdienstkreuz bekommt. 
Nun höre ich immer wieder: wir sind doch eine freie Partei 
für freie Bürger, wir wollen frei sein in unserer Entscheidung 
über die Altersvorsorge. Das ist jeder. Jeder kann private 
Altersvorsorge betreiben, jeder kann eine Kapitalanlage in 
Gold, Renten oder Aktien betreiben; aber keiner muss. Und 
das ist wichtig. 

Bei dem Konzept einer staatlich finanzierten Minirente und 
ansonsten private Altersvorsorge muss jeder, der im Alter 

HEUTE IM SONDERTEIL:
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Der Weg zur sozialen Rente
•	 Drucksache 19/7724 – Antrag Sofortmaßnahme 

Armutsbekämpfung bei Rentnern, Seite 7-8 
Unser Antrag ist Teil des Grundrentenkonzeptes der 
GroKo!

IN DIESER AUSGABE:
•	 Aktueller Kommentar von Tino Chrupalla, MdB, Seite 2
•	 Gastbeitrag von Dr. Robby Schlund, MdB 

„Wenn kranke Kinder zu teuer werden – Kliniken 
schließen Kinderstationen“, Seite 4

keine Flaschen sammeln will, sich auf Aktienmärkten tummeln, 
Edelmetalle kaufen oder mit Schweinehälften und Kaffee 
in Chicago handeln. Wer dort verliert, hat dann seinen 
Lebensabend verspielt. Deshalb: eine starke gesetzliche 
Rentenversicherung in die alle einzahlen und eine Möglichkeit 
für private Altersvorsorge, sodass jeder, der es will, auch an 
Terminbörsen die Schweinehälften handeln kann. 
Ich freue mich auf den Parteitag und ich weiß, aus den 
vielen Veranstaltungen zur Rente, auch der Arbeitnehmer im 
Westen steht hinter unserem Konzept. Im Mittelteil findet Ihr 
eine mögliche Anpassung des Thüringer Konzeptes. Für Eure 
Rückmeldung wäre ich Euch dankbar. 
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DIE WOCHE IN BERLIN, TEIL 4: DONNERSTAG

Heute ist Großkampftag! 
Der Donnerstag ist der 
längste Sitzungstag der 
Plenarwoche und häufig 
auch der wichtigste: Ab 
9.00 Uhr morgens reiht 
sich eine Debatte und 
Abstimmung nahtlos an 
die nächste und zwar so 
lange, bis wirklich alle 
anstehenden Themen 
behandelt wurden. Gern auch bis 4.30 Uhr in der Früh. 
Auch ich habe schon Reden um 1.3O Uhr gehalten, meistens 
vor leeren Rängen, bis auf die verschlafenen Kollegen der 
anderen Fraktionen, die zur Anwesenheit „verdonnert“ 
wurden, weil wir von der AfD es ablehnen, unsere Reden zu 
Protokoll zu geben. Das nämlich war bisher Usus unter den 
Altparteien: Ab einer bestimmten Uhrzeit verständigte sich 
der Ältestenrat im Interesse der Ruhezeiten darauf, dass die 
Reden nicht mehr gehalten, sondern lediglich zu Protokoll 
gegeben werden.

Das geht, doch gibt es kein schönes Bild in der Öffentlichkeit 
ab, wenn die Vertreter der AfD als einzige im Parlament 
durch Wortbeiträge vertreten sind. Seit dem findet man auch 
zu später Stunde Vertreter anderer Fraktionen, die wohl oder 
übel die Fahne der Altparteien hochhalten müssen. Das 
dies zu Schwächezuständen bei dem einen oder anderen 
Abgeordneten führt, nun ja. 
Die Klagen von Frau Anke Domscheit-Berg (Die LINKE) 
über die „unmenschlichen“ Arbeitsbedingungen und 
fehlende Getränke im Bundestag kann ich jedenfalls nicht 
nachvollziehen. An jeder Ecke stehen Wasserspender bereit, 
vielleicht sollte man Frau Domscheit-Berg darauf hinweisen. 
Was man so hört, scheint sie nicht so oft im Plenarsaal 
anwesend zu sein. Das Verhalten der AfD, die Reden im 
Plenarsaal tatsächlich zu halten, hat dazu geführt, dass unser 
Vorschlag, den Mittwoch bereits mit einer Debatte zu füllen, 
übernommen wurde. Dadurch wurde unser Donnerstag, der 
Großkampftag, verkürzt.

AKTUELLER KOMMENTAR VON TINO 
CHRUPALLA: WIEDEREINFÜHRUNG DER 
MEISTERPFLICHT – AFD WIRKT!

Die Bundesregierung hat sich endlich dazu 
durchgerungen, die Meisterpflicht für immerhin 
zwölf Gewerke wieder einzuführen und damit die 
Handwerksnovelle von 2004 teilweise rückgängig 
zu machen. Seit Beginn meiner Amtszeit habe 
ich mich für diese Maßnahme stark gemacht. Ich 
freue mich, dass die Regierung dem Druck nun 
nachgegeben hat. Die negativen Auswirkungen der 
Abschaffung der Meisterpflicht haben sich schon lange 
abgezeichnet. Die Regierung wurde dennoch nicht müde 
zu behaupten, die Rückvermeisterung verstieße gegen EU-
Recht. Sie hielt dies auch dem von mir initiierten Antrag auf 
Wiedereinführung der Meisterpflicht entgegen. Wie sich in 
einer Anhörung herausstellte, stimmte das aber gar nicht!

Ich kann gar nicht oft genug betonen, wie wichtig das 
traditionelle Handwerk für den Schutz unserer Kultur und 
wie wesentlich die Meisterpflicht für die Ausbildung und 
Weitergabe von tradiertem Wissen ist. Anders als Afrika 
oder Saudi Arabien verfügen wir kaum über wertvolle 
Bodenschätze. Unser Kapital ist unser Geist, unsere 
Kreativität und unsere Schaffenskraft, die sich auch in unserer 
handwerklichen Tradition ausdrückt. Ich werde mich weiter 
dafür einsetzten, dass der Meisterbrief für diejenigen Gewerke 
wieder eingeführt wird, die sich dafür ausgesprochen haben – 
auch die restlichen der 53 Gewerke. Das hätte auch positive 
Auswirkungen auf den ländlichen Raum, insbesondere auf 
die historisch gewachsenen Handwerksregionen, in denen 
ein Großteil der Erwerbstätigen im Handwerk beschäftigt ist. 

Handwerksbetriebe wirtschaften tendenziell solide, sind 
regional verankert und bieten vielen Bürgern auf dem Land 
eine zuverlässige und sinnstiftende Existenz. 
Es ist inzwischen erwiesen, dass Betriebe, deren Inhaber einen 
Meisterbrief besitzen, größere Chancen auf nachhaltigen 
wirtschaftlichen Erfolg haben. 
Mein Fazit: Statt „Akademisierungswahn“ benötigen wir 
mehr junge Leute, die eine Ausbildung im Handwerk machen. 
Dann löst sich auch das Problem mit dem Fachkräftemangel.
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GASTBEITRAG UNSERER PPP-KANDIDATIN

Jetzt heißt es: Halbzeit! Seit über 5 Monaten lebe ich nun 
schon in Amerika im Staat Wisconsin mit meiner Gastfamilie 
und besuche eine amerikanische Highschool. Kaum zu 
glauben, doch die letzten Monate vergingen wie im 
Flug und bereicherten mein Leben mit unglaublichen und 
unvergesslichen Erlebnissen. Wenn ich so darüber nachdenke, 
fühlt es sich an als sei ich erst gestern hier gelandet um direkt 
in das Abenteuer meines Lebens zu starten. 
Ein Grund weshalb die Zeit so schnell vergeht ist natürlich 
die Schule. Ich besuche eine Highschool mit circa 1800 
Schülern im Nachbarort, welche um einiges größer ist als 
meine Schule in Deutschland. Doch die Schulen in Amerika 
haben meistens um die 1500-2000 Schüler, woran ich 
mich erstmal gewöhnen musste. So einige Male habe ich 
mich verlaufen oder wusste nicht 
wohin, doch zum Glück sind 
die Schüler unglaublich herzlich 
und hilfsbereit. Ich besuche die 
“senior class”, was vergleichbar 
ist mit der 12. Klasse. Ende des 
Jahres habe ich somit meine 
“graduation”. Back in Germany 
werde ich noch zwei Schuljahre 
vor mir haben. Das Schuljahr 
besteht aus Trimestern, 3 an 
der Zahl, welches jeweils 3 
Monate umfasst. Für jedes 
Trimester gibt es einen anderen Stundenplan, den ich mir 
selbst zusammenstellen durfte und Fächer wie „marketing“, 
„acting“, „winter sports“ oder „creative writing“ auswählen 
konnte. Im Allgemeinen ist die Fächerauswahl in Amerika sehr 
breit gefächert und bietet jedem Schüler an, sich auf seine 
individuellen Stärken zu konzentrieren und zu spezialisieren. 
Das hilft vor allem bei der Collegewahl, die von jedem 
amerikanischen Schüler schon in der 12. Klasse getroffen 
werden muss.
Jede Stunde geht 90 Minuten, was vorerst viel klingt, 
jedoch ist der Unterricht sehr abwechslungsreich und kreativ 
gestaltet. Mit Partnerarbeit, “Walk and Talk” oder kleineren 
Gruppenprojekten vergeht die Zeit oft sehr schnell und ist 
sehr lehrreich. Um 10 Uhr gibt es dann eine 30 minütige 
Lunch-Pause in der Cafeteria, die mit dieser großen Anzahl 
an Schülern immer für Entertainment sorgt. Um 14:37 Uhr 
endet mein Schultag. Dann beginnt der Trubel auf dem 
Parkplatz der Schule, denn fast jeder Schüler hat mit 16 
Jahren sein eigenes Auto und fährt zur Schule. Auch das war 
ein riesiger Unterschied zu Deutschland, an den ich mich erst 
einmal gewöhnen musste. Nach der Schule gibt es dann die 
verschiedensten Schulangebote. Auch diese sind unglaublich 
abwechslungsreich, da wären zum Beispiel: Schwimmen, 
Football, Hockey, „robotics“, „art club“, Debattierklub, 
Buchklub, Matheklub aber auch, Kochen und Hausarbeiten 
erlernen usw.Dadurch herrscht vor allem in amerikanischen 
Highschools ein sehr starker „school spirit“, wobei die 
Teammitglieder sich gegenseitig immer sehr unterstützen und 

viele Veranstaltungen in den Turnhallen praktizieren. Die 
meisten Schüler mit Clubs oder AGs verlassen die Schule um 
ca. 17 Uhr und dann ist es Zeit für Hausaufgaben, die meist in 
ziemlich großer Menge ausfallen. Doch es hilft ja alles nichts, 
denn wie sagt man so schön: “Ohne Fleiß, kein Preis!”
Doch wie auch daheim, freuen sich hier immer alle besonders 
auf die Ferien und auch ich war unglaublich gespannt auf 
die Weihnachtszeit in der amerikanischen Kultur. Vor allem 
die Vorweihnachtszeit mit aller Hand Dekorationen und 
„christmas cookies“ soweit das Auge reichte, bereiteten mir 
und meinen Freunden viel Spaß, wenn wir durch die Malls 
schlenderten. Auch Santa Claus durfte ich ein paar Male 
antreffen, lauschte zu einigen Weihnachtskonzerten und auch 
Abende mit heißer Schokolade am Kamin gab es ausreichend. 
Über die Feiertage war auch hier die Schule geschlossen, 
wobei jedoch beinahe alle Geschäfte noch geöffnet waren, 

was anders als in Deutschland 
ist. Doch die Leute hier lieben 
“Last Minute Shopping”.
Am 24. Dezember verbrachte 
ich einen Tag bei meinen Gast-
Großeltern, wobei das jedoch 
eher ungewöhnlich ist, da der 
eigentliche Weihnachtstag erst 
am 25. Dezember ist. Santa Claus 
kommt in dieser Nacht durch den 
Kamin, legt die Geschenke unter 
den Tannenbaum und holt sich 
seine Cookies und Milch ab. Am 

Morgen des 25. saßen wir dann also alle zusammen unterm 
Tannenbaum und durften unsere Geschenke öffnen. Das 
war wirklich eine unglaublich schöne Zeit und einer meiner 
liebsten Momente hier. Die weiteren Tage gab es dann 
reichlich essen, Besuche bei der Familie, Weihnachtsfilme 
und Mariah Carey ohne Ende... Also nicht besonders anders 
als ich es gewohnt war! ;)
Obwohl ich natürlich gerade in dieser Zeit ein wenig 
Sehnsucht nach meiner Familie hatte, muss ich sagen, dass 
es ein einmaliges und wunderschönes Fest war, was ich mit 
meinen Liebsten hier in Amerika verbringen durfte. Solche 
Momente machen einen stärker, weltoffener und lehren einen 
so viel mehr über andere, aber auch über sich selbst!
Um ehrlich zu sein fühle ich mich bereits als vollwertiges 
Mitglied meiner Schule, Familie und Freunde und empfinde 
dieses Leben als “Normalität”. Natürlich gibt es in einem 
Auslandsjahr auch Momente des Zweifels, der Unsicherheit 
und ein wenig Sehnsucht, aber diese - und das ist das beste 
was ich je lernen durfte - geben mir umso mehr Kraft, machen 
mich stärker und helfen mir die Dinge mehr zu genießen, die 
ich vielleicht vorher nie wirklich beachtet habe! Ich habe 
bereits so unglaublich viel erlebt und gelernt und kann es 
kaum erwarten allen davon zu berichten!
Zum Glück warten noch einige erlebnisreiche Monate auf 
mich, die mir hoffentlich noch mehr von Amerika zeigen und 
lehren werden. Ich kann es kaum erwarten in die zweite 
Hälfte meines Abenteuers zu starten und jeden einzelnen 
Augenblick zu lieben und zu genießen! Lena K.
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GASTBEITRAG MDB DR. ROBBY SCHLUND 
WENN KRANKE KINDER ZU TEUER WERDEN – 
KLINIKEN SCHLIESSEN KINDERSTATIONEN

Kliniken in ganz Deutschland 
haben ein Problem im 
Gesundheitssystem: Sie sind 
nicht profitabel. Im Gegenteil: 
Sie sind ein Minusgeschäft. 
Kranke Kinder kosten Zeit, 
Personal und Aufwand. 
Und das ist zu teuer für das 
vor 17 Jahren eingeführte 
Fallpauschalensystem, denn 
dieses belohnt technisierte 
Bereiche und standardisierte 

Abläufe. Doch bei Kindern funktioniert das nicht. Muss bei 
einem Kind Blut abgenommen werden, ist dies schwieriger 
als bei Erwachsenen. Es windet und wehrt sich und muss erst 
Vertrauen gewinnen. Das braucht Zeit. Aber diese Zeit ist im 
deutschen Gesundheitssystem nicht vorgesehen und wird 
nicht bezahlt.
Der Krankenhausversorgung werden jährlich 500 Mill. Euro 
entzogen. Die Orientierung an wirtschaftlichen Zielen in den 
Krankenhäusern, hat mit der Umstellung der Finanzierung von 
Tagessätzen auf diagnoseorientierte Fallpauschalen deutlich 
zugenommen. Benötigt der Patient eine intensivere Behandlung 
als durch die pauschale Vergütung gedeckt, entsteht ein 
Verlust für das Haus. Gewinn wird dementsprechend nur 
erreicht, wenn es gelingt, wirtschaftlicher zu arbeiten als 
bei der Kalkulation der DRG-Pauschale berechnet wurde. 
Ein Hauptproblem sind die Fallpauschalen des deutschen 
Gesundheitssystems, wonach Kliniken für Kinder meist das 
Gleiche bekommen wie für erwachsene Patienten. Doch 
Babys und Kleinkinder müssen 24 Stunden, sieben Tage die 
Woche betreuet, gewickelt, gefüttert und begleitet werden. 
Für alle Kinder und Jugendlichen in jedem Alter und mit 
jedem Gewicht muss das volle Vorsorgespektrum vorgehalten 
werden.
Ein weiteres Problem: Die Kliniken werden nur bezahlt, wenn 
Patienten da sind. Und das schwankt je nach Jahreszeit 
und Art der Erkrankung. In der Zeit der Infekte, wie in den 
Herbst- und Wintermonaten, sind die Kliniken voll. Kinder 
mit seltenen Erkrankungen gehören nicht zum Tagesgeschäft, 
doch die Kliniken müssen jederzeit dafür gewappnet sein. 
Schon einige Kliniken mussten den Gürtel enger schnallen, 
Stellen streichen und Abteilungen schließen. Und das stets 
zu Lasten der Versorgung von Patienten. Kliniken leiden unter 
der zunehmenden Ökonomisierung. So hat die Uniklinik 
Würzburg vorübergehend Stationen schließen müssen, 
um Kosten zu sparen. Zu wenig Geld für kranke Kinder ist 
ein Missstand im deutschen Gesundheitssystem, den jetzt 
auch eine wissenschaftliche Studie des interdisziplinären 
Forschungszentrums Ceres der Uni Köln bestätigt. So sind 
spezielle Abteilungen wie Neonatologie oder Onkologie 
für Kliniken zwar finanziell reizvoll, weil sie profitabel sind. 
Aber die erlösschwachen Bereiche wie Gastroenterologie 

stehen mit ihnen im Wettbewerb. Daraus folgt: Kinderärzte 
verwalten nur noch den Mangel. Dabei ist die Zahl der Kinder 
gestiegen, die in Kliniken in ganz Deutschland behandelt 
werden müssen.
Der GKV-Spitzenverband (zentrale Interessensvertretung 
der gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen in Deutschland) 
hat nun Änderungen im Fallpauschalensystem angekündigt. 
So haben die Deutsche Krankenhausgesellschaft, die 
Gesellschaft der Kinderkrankenhäuser (GKinD), die Kinder- 
und Jugendmedizinischen Fachgesellschaften (DGKJ) und 
der GKV-Spitzenverband gemeinsam ein Arbeitspapier zum 
Themenkomplex der Finanzierung stationärer Behandlung 
von Kindern und Jugendlichen im Fallpauschalensystem 
erarbeitet und liegt dem Bundesgesundheitsminister Spahn 
vor.
Doch ob Bundesgesundheitsminister Spahn rechtzeitig 
handelt, ist fraglich. In der Zwischenzeit befürchten immer 
mehr Kliniken, dass sie den Eltern schwerkranker Kinder 
irgendwann sagen müssen: “Tut uns leid, aber wir können 
Ihr Kind hier in Deutschland nicht mehr ausreichend 
versorgen.“ Statt sich dafür zu entscheiden, ein unehrliches 
DRG-System abzuschaffen und ein moderneres, faireres und 
leistungsorientierteres Kostenvergütungssystem einzuführen, 
wird immer noch nur an den Symptomen herumgedoktert.
Seit 20 Jahren erleben wir in Deutschland diese 
Gesundheitspolitik der leeren Worthülsen wie „wir wollen, 
wir werden und wir haben vor“. Diese Politik trägt die AfD 
nicht mit! Wir fordern die schrittweise Abschaffung des 
kostenintensiven und ineffizienten DRG-Krankenhaus-
Abrechnungssystems. Wir werden unsere Bürger beim 
notwendigen Paradigmenwechsel des Gesundheitssystems 
zuverlässig begleiten.
Denn so hart es klingt; Sollte eine angemessene Versorgung 
nicht mehr geben sein, wäre es für einige Kinder sogar das 
Todesurteil.

Ihr Dr. Robby Schlund

Landesgruppe Thüringen (AfD Bundestagsfraktion) berät 
sich zu Gesundheitsfragen



 
Jürgen Pohl 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

Unsere Alten sind das wertvollste Kapital unserer Gesellschaft. Dank, Anerkennung und Respekt 
vor und für ihre Lebensleistung sind essenziell.  
 
Altersarmut ist die Verkörperung der größten Schande einer zivilisierten Gesellschaft. Diese 
Schande, diese Altersarmut, ist Ausdruck einer totalitären, allein auf Leistung und Gewinn orien-
tierten Gesellschaft.  
 
Die AfD als Partei aus dem Volk und für das Volk hat die Bedeutung der Leistungen unserer Al-
ten erkannt und fordert die Gesellschaft auf, diese Leistung zu honorieren.  
 
 
kurzfristige Maßnahmen: 
(Zeithorizont bis 2030) 
 
Kurzfristig müssen Maßnahmen ergriffen werden, um die grassierende Altersarmut zu bekämp-
fen.  
 
1.  
Die Rente wird auf ein Niveau von 55 % erhöht.  
 
2.  
Nach 35 Beitragsjahren erfolgt ein steuerfinanzierter Aufschlag auf die Rente von 10 € pro Bei-
tragsjahr bis zur Höhe der verfügbaren Eckrente. Es handelt sich hierbei um einen steuerfinan-
zierten Grundrentenzuschlag.  
 
Alternativ erfolgt die Anrechnungsfreistellung von Teilen der gesetzlichen Rente bei der Grundsi-
cherung. Dies mindestens in Höhe von 15 % der Rentenzahlbeträge.  
 
3.  
Die Besteuerung der Altersrenten erfolgt erst nach einer gravierenden Erhöhung des Steuerfreibe-
trages. Der Steuerfreibetrag muss so bemessen sein, dass nur Altersrentner mit erheblichen zu-
sätzlichen Einkünften einer eventuellen Besteuerung unterliegen.  
 
4. 
Die Leistung der Mütter für unsere Gesellschaft ist erheblich. Es erfolgt eine Anrechnungsfreistel-
lung der Mütterrente bzw. der Rente für Kindererziehungszeiten bei der Grundsicherung im Alter 
(Sozialhilfe). 
 

Rentenmemorandum 
 Entwurf 

09.01.2020 
Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Telefon: +49 30 227-77520, Fax: +49 30 227-70521, 
juergen.pohl@bundestag.de 



 
 
 

 

Rentenmemorandum 
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Finanzierung: 
 
Entlastung der gesetzlichen Rentenversicherung von versicherungsfremden Leistungen. Zukünf-
tige Finanzierung erfolgt aus dem Staatshaushalt.  
 
Neu abgeschlossene private Altersvorsorge unterliegt nicht mehr der staatlichen Förderung.  
 
Streichung aktueller, geplanter Klimaschutzprojekte.  
 
Ende der sogenannten Energiewende.  
 
Nachverhandlung der EU-Verträge, Halbierung der Beiträge statt einer Verdopplung; wie vorgese-
hen.  
 
Vorallem: Einsparung der Kosten der illegalen Einwanderung durch konsequente Rückführung 
der vermeintlichen Flüchtlinge.  
 
 
mittelfristige Maßnahmen: 
(Zeithorizont 2030 bis 2050) 
 
Einbeziehung aller Teile der Bevölkerung in die gesetzliche Rentenversicherung (österreichisches 
Modell). Unter Beachtung des Bestandsschutzes werden Beamte, Politiker, Bauern, Handwerker 
oder usw. in die Rentenversicherung einzahlen und entsprechend ihrer Einzahlungen Leistungen 
erhalten.  
 
Alternativ: 
Für Selbstständige (Handwerker) besteht weiterhin keine Rentenversicherungspflicht. Der Weg in 
die GRV soll jedoch vereinfacht werden. Dazu erfolgen die Absenkung der Untergrenze des Versi-
cherungsbeitrages und die Abschaffung der Obergrenze. Dadurch kann flexibel auf verschiedene 
wirtschaftliche Erfolge reagiert werden.  
 
Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze auf das 1,5-fache. Es besteht ein uneingeschränktes 
Recht jederzeit in beliebiger Höhe in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlen zu dürfen.  
 
 
langfristige Maßnahmen: 
(Zeithorizont bis 2050) 
 
Sobald sich der Altenquotient annähernd stabilisiert hat und die demographische Krise über-
wunden ist, besteht Spielraum, um weitergehende Reformen zu diskutieren. Denkbar ist der 
Übergang zu einer rein steuerfinanzierten Mindestabsicherung ansonsten privater Vorsorge, ein 
generelles Grundeinkommen für alle Altersgruppen oder auch der Ausbau der gesetzlichen Ren-
tenversicherung.  
 
Welches Konzept die richtige Antwort auf die zweite Hälfte des Jahrhunderts ist, muss die 
nächste Generation von Patrioten in der AfD treffen! 
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Antrag 
der Abgeordneten Ulrike Schielke-Ziesing, Martin Hebner, Sebastian 
Münzenmaier, Jürgen Pohl, Jörg Schneider, Martin Sichert, René Springer, 
Uwe Witt, Marc Bernhard, Stephan Brandner, Marcus Bühl, Petr Bystron, Tino 
Chrupalla, Joana Cotar, Siegbert Droese, Dr. Michael Espendiller, Peter 
Felser, Dietmar Friedhoff, Dr. Anton Friesen, Markus Frohnmaier, Wilhelm von 
Gottberg, Kay Gottschalk, Armin-Paulus Hampel, Verena Hartmann, 
Dr. Roland Hartwig, Martin Hess, Karsten Hilse, Martin Hohmann, Dr. Bruno 
Hollnagel, Enrico Komning, Jörn König, Steffen Kotré, Rüdiger Lucassen, 
Dr. Birgit Malsack-Winkemann, Andreas Mrosek, Volker Münz, Christoph 
Neumann, Gerold Otten, Frank Pasemann, Martin Reichardt, Dr. Robby 
Schlund, Uwe Schulz, Thomas Seitz, Detlev Spangenberg, Dr. Dirk Spaniel, 
Dr. Harald Weyel, Dr. Christian Wirth und der Fraktion der AfD 

Sofortmaßnahme Armutsbekämpfung bei Rentnern 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Höhe der Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung hängt im Wesentlichen 
von der Beitragsleistung ab, der sogenannten Beitragsäquivalenz. Die persönlichen 
Entgeltpunkte (§ 66 SGB VI) bilden dabei den individuellen Faktor der Rentenformel. 
Aus der grundsätzlich bestehenden Proportionalität zwischen Rentenansprüchen und 
Beitragszahlungen ergibt sich auch, dass die Verhinderung von Altersarmut system-
bezogen nicht im Fokus steht. Dies gilt auch für die durch das „RV-Leistungsverbes-
serungsgesetz“ vorgenommenen Verbesserungen hinsichtlich der Entgeltpunkte für 
Kindererziehungszeiten. 
Ein Teil der Altersrentner bezieht aus den unterschiedlichsten Gründen nur niedrige 
Renten, so etwa, weil sie mit Rücksicht auf die Kindererziehung über längere Zeit nicht 
oder nur in Teilzeit berufstätig waren, einen Familienangehörigen gepflegt haben, die 
Erwerbsbiografie aus gesundheitlichen Gründen unterbrochen wurde oder weil nur re-
lativ niedrige Verdienste erzielt wurden.  
Bei Altersrentnern, die nur geringe Renten beziehen, und insbesondere Alleinstehen-
den reichen diese Renten teilweise nicht mehr zur Deckung des Bedarfs im sozialhil-
ferechtlichen Sinne aus. Es gibt eine beachtenswert große Gruppe von etwa 420.000 
Altersrentnern, die aufstockende Grundsicherung im Alter (Leistungen nach dem 
„Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch“) beziehen. Im Rahmen der 
Grundsicherung werden entsprechend dem Nachrangigkeitsgrundsatz (§ 2 SGB XII) 
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Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung als Einkommen voll angerechnet. Die 
Einkommensanrechnung betrifft auch die Rente, die sich aus der Berücksichtigung von 
Kindererziehungszeiten ergibt. 
Eine wesentliche Erhöhung der niedrigen Bestandsrenten, sei es durch eine Erhöhung 
des Rentenniveaus, sei es durch andere Aufwertungsmaßnahmen, ist zumindest nicht 
zeitnah zu erwarten, so dass sich gegenwärtig zur Abmilderung von Altersarmut ein 
Handlungsbedarf ergibt. 
Zur gezielten Abmilderung bestehender Altersarmut von Rentnern erscheint es sach-
gerecht, eine angemessene Freistellung der Altersrenten bei der Grundsicherung im 
Alter vorzunehmen; die Altersrentner sind dabei schutzbedürftig und schutzwürdig. 
Die Schutzwürdigkeit ergibt sich u. a. daraus, dass die aufstockenden Rentner gegen-
über anderen Sozialleistungsbeziehern bislang finanziell nicht besserstehen, als hätten 
sie keine Rentenanwartschaften erarbeitet. Bei den Rentnerinnen, die eine Rente be-
ziehen, die sich aus Erziehungszeiten ergibt, tritt hinzu, dass sie mit der Kindererzie-
hung einen besonderen generativen Beitrag für die Gesellschaft erbracht haben. 
Für die Bezieher niedriger Erwerbsminderungsrenten ergibt sich teilweise eine prekäre 
Situation; fast 200.000 Erwerbsminderungsrentner beziehen aufstockende Grundsi-
cherung bei Erwerbsminderung. Insbesondere für alleinstehende Erwerbsminderungs-
rentner ergibt sich die Situation nicht bedarfsdeckendender Einkünfte und der Notwen-
digkeit einer Aufstockung. Für die Bezieher bereits laufender Erwerbsminderungsren-
ten sind zeitnah keine wesentlichen Verbesserungen bei der Rentenhöhe zu erwarten. 
Die Erwerbsminderungsrentner erscheinen gleichfalls schutzwürdig. 
Der Bund hat hier hinsichtlich der Vermeidung von Armut im Alter und bei Erwerbs-
minderung eine Mitverantwortung, die sich auch aus dem Ziel der Herstellung und des 
Erhalts gleichwertiger Lebensverhältnisse ergibt. 

II.  Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

kurzfristig einen Gesetzentwurf zur Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbu-
ches vorzulegen, der eine teilweise Anrechnungsfreistellung der gesetzlichen Renten 
der Altersrentner und auch der Erwerbsminderungsrentner regelt. 
Dabei ist eine angemessene Anrechnungsfreistellung – mindestens aber in Höhe von 
15 vom Hundert der Rentenzahlbeträge – vorzunehmen. 
Besteht eine zusätzliche Altersvorsorge und wird dafür bereits ein Freibetrag gemäß 
§ 82 Abs. 4 und 5 SGB XII gewährt, soll eine kumulative Anrechnungsfreistellung 
von Renten und zusätzlicher Altersvorsorge insgesamt nur bis zur Höhe des halben 
Regelbedarfssatzes erfolgen (50 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der An-
lage zu § 28 SGB XII). 

Berlin, den 7. Dezember 2018 

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion 
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REGIERUNGSBILDUNG IN THÜRINGEN 
NACH DER LANDTAGSWAHL

Die Regierungsbildung in Thüringen nach der Landtagswahl 
vom 27. Oktober 2019 gleicht einer Tragikomödie in drei 
Akten. Den ersten Akt und damit das armseligste Bild gaben 
dabei freilich die arg geprügelte CDU und ihr Spitzenkandidat 
Mike Mohring ab. Das historisch schlechte Ergebnis von 
gerade einmal 21,7 Prozent, bei dem die Thüringer CDU 
gerade noch auf dem dritten Platz landete, hat die ehemals 
christlich konservative Partei derart verunsichert, dass für den 
Spitzenkandidaten Mike Mohring sein Wahlversprechen, 
keine Koalition mit der Linkspartei eingehen zu wollen, nur 
wenige Stunden nach der verlorenen Wahl Makulatur war.
Nur kurze Zeit später nach seinen Avancen an die Linke, 
wurde Mohring von seinem Generalsekretär aus Berlin 
zurückgepfiffen und musste zurückrudern. Nun war wieder 
einmal alles gar nicht so gemeint. Für eine Partei, die stets 
dazu bereit war, jeglichen Inhalt der Taktik zu opfern und 
die nur noch eine bloße Hülle ohne jeglichen Kompass ist, ist 
dieser Zickzackkurs symptomatisch.
Während die CDU orientierungslos mit sich selbst 
beschäftigt ist, klammert sich Ramelow an die Macht und ist 
Willens mit den Wahlverlierern aus SPD und Grünen eine 
Minderheitsregierung zu machen, die den Wählerwillen 
vollends ignoriert und weiter an den Grundfesten und der 
Substanz unserer Heimat Thüringen rüttelt.
Im zweiten Akt sollten die Begriffe Dammbruch und 
Sündenfall eine nie dagewesene Konjunktur erfahren. 
Plötzlich sprachen alle politisch-korrekten Sitten- und 
Tugendwächter des polit-medialen Establishments davon 
und wollten eine demokratische Wahl rückgängig machen: 
Allen voran Bundeskanzlerin Merkel. Was war geschehen? 
Am 5. Februar 2020 stellte sich Thomas Kemmerich von der 
FDP im dritten Wahlgang gegen Bodo Ramelow zur Wahl 
und wurde mit Stimmen von CDU und AfD zum Thüringer 
Ministerpräsidenten gewählt.
Was darauf geschah, sucht in Sachen Demokratieverachtung 
seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 
1949 seinesgleichen. Christian Lindner, seines Zeichens 
FDP-Chef, konnte es nicht ertragen, dass sein Parteifreund 
mit Stimmen der AfD ins Ministerpräsidentenamt gehievt 
wurde. Demokratische Mehrheit hin oder her, so haben wir 
von „Musterdemokraten“ wie Merkel, Lindner oder Habeck 
gelernt, dass Wahlen nicht mehr allgemein, unmittelbar, frei, 
gleich und geheimen stattzufinden haben, sondern dass sie 
einzig einem gewünschten Ergebnis zu entsprechen haben. 
Die Folge war der Rücktritt Thomas Kemmerichs vom Amt 
des Thüringer Ministerpräsidenten nach gerade einmal 24 
Stunden. Die „demokratischen“ Altparteien haben sich in 
den Nachwehen zur Wahl des Thüringer Ministerpräsidenten 
in der Frage, wie sie es mit der Demokratie halten, selbst 
entlarvt.
Am 4. März 2020 werden wir Zeuge des dritten Aktes der 
Regierungsbildung in Thüringen. Björn Höcke tritt gegen 
Bodo Ramelow an. Was am Ende auch dabei rauskommt; 
eins bleibt festzuhalten: Wir halten Wort!

MEINE FULMINANTE REDE IM PARLAMENT
THEMA: ANGEHÖRIGENENTLASTUNGSGESETZ

Meine Rede am Donnerstag, den 07. November 2019 
(„erst“ um 21.05 Uhr) habe ich zum sogenannten „Gesetz 
zur Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehöriger in 
der Sozialhilfe und in der Eingliederungshilfe“, vulgo: 
„Angehörigen-Entlastungsgesetz“ gehalten.

Dieser Gesetzentwurf ist ein schönes Beispiel dafür, wie 
die Bundesregierung es schafft, an sich gute Ansätze durch 
dilettantische Umsetzung zu versaubeuteln. Es ist natürlich 
richtig, dass es ein Schutz der Kinder davor geben muss, 
durch die Pflegekosten für die Eltern zum Sozialfall zu werden. 
Inwieweit die willkürlich gesetzte Einkommensgrenze von 
100.000 Euro dazu beiträgt, ist eine andere Frage. Hier gibt 
es durchaus Ungerechtigkeiten, auch, was die Einbeziehung 
von Beamten und Selbständigen angeht.
Entscheidend dafür, dass wir als AfD-Fraktion dem 
Entwurf nicht zustimmen konnten war etwas anderes: Die 
Bundesregierung meint, mit diesem Gesetz zur Anerkennung 
und solidarischen Entlastung der Angehörigen von 
Pflegebedürftigen beizutragen. Das aber stimmt nicht. Denn 
so, wie das Gesetz gestrickt ist, wird es zu einem massiven 
Anstieg der stationären Pflege zulasten der häuslichen Pflege 
kommen. Das hat die entsprechende Expertenanhörung im 
Deutschen Bundestag ergeben, und noch etwas: Die Kosten 
dafür wurden mit rund 500 Mio. Euro veranschlagt, und 
zwar nicht etwa für den Bund, sondern für die Kommunen, 
die schon jetzt finanziell heillos überfordert sind, mit den 
Leistungen, die sie für die „Integration“ und Versorgung der 
Flüchtlinge erbringen „dürfen“. (Der Bund möchte seine 
Zuschüsse dazu ja in den nächsten Jahren zurückfahren).

Wer soll das bezahlen? Da macht sich die Regierung wie so 
oft einen schlanken Fuß. In meiner Rede habe ich denn den 
Entwurf auch als weiteres „Gute-Laune Gesetz“ bezeichnet. 
Da wir aber immer das Beste hoffen und vor allem keiner 
Entlastung der Angehörigen im Wege stehen wollen, haben 
wir uns bei der Abstimmung enthalten. Wir werden nun 
sehen, ob die Regierung in der Lage ist, ihre Versprechungen 
einzulösen.



10

Schultern zu nehmen, und das machen wir heute, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mit dem vorliegenden Gesetz stellen wir Menschen mit 
einem Jahreseinkommen von weniger als 100 000 Euro – 
und das ist immer noch die Mehrheit in diesem Land, 
auch wenn man manchmal das Gefühl vermittelt be-
kommt: in unserem Land leben nur noch Menschen, die 
Millionenvillen besitzen – von dem Unterhaltsrückgriff 
auf die Kinder frei. Ich finde es gut, dass es im Rahmen 
der Gesetzgebung auch gelungen ist, dass wir das nicht 
nur wirkungsgleich auf die Situation von Eltern von Kin-
dern mit Behinderung übertragen, sondern dass wir diese 
vollständig vom Unterhaltsrückgriff entlasten.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Hermann 
Gröhe [CDU/CSU])

Auch das ist ein Beitrag dazu, das Leben für die Men-
schen leichter zu machen.

Ich möchte mich bei diesem Parlament bedanken, dass 
die parlamentarischen Beratungen zu diesem wichtigen 
Gesetz zügig stattgefunden haben; denn die Menschen 
warten auf dieses Signal. Ich antizipiere mal, dass in 
der parlamentarischen Debatte, die jetzt noch folgen wird, 
die einen oder anderen sagen: Ja, aber ihr müsst insgesamt 
was dafür tun, dass die Eigenanteile in der Pflege bei-
spielsweise zukünftig gedeckelt werden. – Da sind wir 
ganz ihrer Meinung; das ist auch Teil der Konzertierten 
Aktion Pflege. Das werden wir im nächsten Jahr auch zu 
besprechen haben. Aber dass wir mit dem Angehörigen- 
Entlastungsgesetz einen wesentlichen Schritt machen 
können, um Menschen das Leben einfacher zu machen, 
um einen Beitrag zur Menschlichkeit bis in die Mitte der 
Gesellschaft zu leisten, ist eine große Chance, meine Da-
men und Herren, die wir heute Abend nutzen sollten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

In diesem Gesetz gibt es noch weitere Maßnahmen, die 
vor allen Dingen mit dem Thema Inklusion zu tun haben, 
mit der gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung. Ich bin froh, dass es gelungen ist, die un-
abhängige ergänzende Teilhabeberatung für Menschen 
mit Behinderung, die wir im BTHG auf den Weg gebracht 
haben, jetzt dauerhaft zu entfristen. Damit Menschen, die 
Unterstützung brauchen, dass sie ein gleichberechtigter 
Teil dieser Gesellschaft sein und am Leben teilhaben kön-
nen, ohne große Schwellen diese Unterstützung bekom-
men – rechtskreisübergreifend –, von Menschen, die zum 
Teil selbst Menschen mit Behinderung sind, die sich aus-
kennen. Ich finde es auch gut, dass wir mit diesem Gesetz 
neben dem Budget für Arbeit, das Teil der Inklusion ist 
auf dem ersten Arbeitsmarkt, auch ein Budget für Aus-
bildung schaffen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Bei allem, was man sich sonst noch wünschen kann, 

möchte ich den Koalitionsfraktionen ganz herzlich für die 
Unterstützung danken. Und ich möchte die Oppositions-

fraktionen um Unterstützung dieses Gesetzes bitten. Das 
ist ein wichtiger Schritt. Und ehrlich gesagt, hätte diese 
Debatte auch eine andere Tageszeit vertragen, damit die 
Menschen wissen, was wir in diesem Land machen. Das 
ist ein Arbeitsparlament. Es ist anstrengend, hier mitzu-
machen. Aber wir leisten heute einen Beitrag, das Leben 
von Menschen konkret zu verbessern, und das ist auch 
unsere Aufgabe.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Minister. – Das Wort hat für die 

AfD-Fraktion der Kollege Jürgen Pohl.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Pohl (AfD):
Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Sehr geehrte Da-

men und Herren an den Geräten! Die Anhörung der Sach-
verständigen und die Sitzung im Ausschuss haben erge-
ben, dass das Angehörigen-Entlastungsgesetz ein großer 
Wurf zur Entlastung der Kranken und Pflegebedürftigen 
und ihrer Kinder hätte werden können. Herausgekommen 
ist jedoch eine rechtliche Regelung, der es an vielem 
mangelt. Richtig ist, Herr Minister – das unterstreiche 
ich genauso wie Sie –: Es darf durch die Pflege kein 
Pflegebedürftiger und kein Angehöriger zum Sozialfall 
werden. Das muss ehernes Ziel unserer Gesellschaft sein.

(Beifall bei der AfD)
Aber – ein großes Aber – stattdessen machen Sie mit 

diesem Gesetz die Kommunen zum Sozialfall unserer 
Gesellschaft; dazu komme ich später. Ein Blick in die 
Nachbarländer zeigt, dass die angedachte rechtliche Re-
gelung eine massive Steigerung der stationären Pflege-
leistungen hervorbringen wird, und zwar bis zu 25 Pro-
zent. Diese Steigerung wird zu verschiedenen Problemen 
führen.

Erstens. Die Vorrangigkeit der ambulanten Pflege – das 
heißt, unsere Eltern dürfen in gewohnter Umgebung, zu 
Hause in Würde altern – wird durch dieses Gesetz kon-
terkariert; denn dieses Gesetz bevorzugt die ambulante 
häusliche Pflege nicht. Es bevorzugt die stationäre Pflege. 
Dabei ist es gerade die häusliche Pflege, verbunden mit 
der Liebe zu unseren Eltern, die unserer Gesellschaft ih-
ren humanen Rückhalt gibt. Das ist entscheidend.

(Beifall bei der AfD)
Warum wir den Vorrang der ambulanten Pflege verlas-

sen, wenigstens wirtschaftlich verlassen, das bleibt bisher 
völlig im Dunkeln. Gerade die Kinder dieser Eltern, die 
zu Hause bleiben, tragen die Hauptlast der Pflege und 
hätten es verdient, von der Gesellschaft anerkannt und 
besser gefördert zu werden.

(Beifall des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Aber es gibt noch ein zweites großes Problem. Wir 

wissen es, die Kommunen sagen es: Unter der Last der 
Finanzierung dieses Gesetzes werden viele Kommunen 
zusammenbrechen.
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(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Das 
ist ja lächerlich!)

Der Gesetzentwurf rechnet mit Kosten für den Bund von 
circa 24 Millionen Euro. Machbar. Den Kommunen wer-
den 300 Millionen Euro aufgelastet. Im Rahmen der An-
hörung sprachen die Sachverständigen von Kosten von 
rund einer halben Milliarde Euro, und das zu Anfang. 
Wenn die Kommunen dann pleite sind, haben wir neben 
der Pflege die nächste große Herausforderung in unserer 
Gesellschaft, das nächste große Problem.

Drittens. Wir müssen uns folgendem Problem stellen: 
Bei einem Aufwuchs des Bedarfes der stationären Pflege, 
verbunden mit dem Altern unserer Gesellschaft, müssen 
wir uns fragen: Wo sind die Pflegekräfte, die wir dann 
brauchen? Wo sind die Heime, die Heimplätze, die wir 
brauchen? Wer trägt die Kosten dieser notwendigen In-
vestitionen? Das sind die Fragen, die heute auch anste-
hen, wenn wir über dieses große Gesetz sprechen wollen.

In einer Gesamtschau sieht es wie folgt aus: Es wird die 
ambulante Pflege de facto mal wieder außen vor gelassen. 
Es gibt eine Einkommensgrenze, die völlig unflexibel ist 
und kein Vermögen berücksichtigt. Da werden Unge-
rechtigkeiten bei der Bewertung von Einkommen bei Be-
amten und Selbstständigen zugelassen. Da wird ein Ge-
setz vorgelegt, ohne dass die Finanzierung steht. Auch 
wenn das Thema viel zu ernst ist, ich muss es sagen: Hier 
wird einfach ins Blaue hinein eines Ihrer Gute-Laune- 
Gesetze verabschiedet. Ich sage Ihnen: Um die Realität 
müssen sich dann irgendwelche anderen kümmern.

Wir sind der Meinung: Setzen Sie sich noch einmal hin, 
machen Sie Ihre Hausaufgaben, kümmern Sie sich um die 
Finanzierung und um die Ausgestaltung! Bis dahin kön-
nen wir diesem Gesetzentwurf in dieser Form nicht zu-
stimmen. Wir werden uns enthalten.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der nächste Redner: für die CDU/CSU-Fraktion der 

Kollege Wilfried Oellers.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
beraten heute das Angehörigen-Entlastungsgesetz und 
damit ein Gesetzespaket, mit dem im ersten Punkt die 
Angehörigen von zu pflegenden Personen sehr stark ent-
lastet werden. Die Einkommensgrenze von 100 000 Euro 
brutto im Jahr wurde schon genannt. Den Worten von 
Minister Heil kann ich mich nur anschließen, was die 
Umschreibung der gesamten Thematik betrifft.

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf zwei Punkte 
eingehen, die mir wichtig sind. Herr Pohl hat gerade ge-
schildert, dass – angeblich – die stationäre Pflege gegen-
über der ambulanten Pflege bevorteilt werden soll. Das ist 
nicht der Fall.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im Ausschuss ist er sogar noch weitergegangen und hat 
gesagt, die ambulante Pflege sei von dem Angehörigen- 
Entlastungsgesetz gar nicht erfasst. Auch das stimmt 
nicht, weil wir hier im Rahmen der Hilfe zur Pflege so-
wohl die ambulante als auch die stationäre Pflege meinen. 
Und das ist im Gesetz ausdrücklich so erwähnt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Eine Bevorteilung kann ich hier nicht sehen. Das weisen 
wir an dieser Stelle auch ausdrücklich zurück, da wir die 
ambulante Pflege als wesentlichen Teil der Pflege für 
notwendig halten.

Zur angesprochenen Thematik der finanziellen Belas-
tung der Kommunen. Ja, es ist richtig, dass die Kommu-
nen diese Kosten zu tragen haben. Aber ich weise auch 
darauf hin, dass wir im Ausschuss gerade übereingekom-
men sind, dass wir eine wissenschaftliche Evaluation bis 
2025 anstreben, in der wir uns die Entwicklung dieser 
Kosten ganz genau anschauen werden. Wenn es nötig 
ist, wird da entsprechend nachjustiert. Ich will auch da-
rauf hinweisen, dass wir in der jüngsten Vergangenheit, 
insbesondere in der letzten Legislaturperiode, die Kom-
munen massiv finanziell entlastet haben. Und wenn es an 
dieser Stelle wieder nötig ist, werden wir das auch tun und 
uns dafür einsetzen.

(Beifall der Abg. Angelika Glöckner [SPD])
Ein weiterer Punkt, der wichtig ist, ist die Entfristung 

der Mittel zur Ergänzenden unabhängigen Teilhabebera-
tung. In der jüngsten Vergangenheit wurde in meinem 
Wahlkreis eine entsprechende Stelle der EUTB eingerich-
tet. Sie ist ein wesentlicher Baustein des Bundesteilhabe-
gesetzes, damit man im Rahmen der gesamten Förder-
programme, die es gibt, einen Kompass hat und richtig 
beraten wird.

Ein wichtiger Punkt, den wir im Rahmen der parlamen-
tarischen Beratungen aufgenommen haben, ist die Ergän-
zung des § 134 Absatz 4 SGB IX. Es geht dabei um die 
Thematik der Personenzentrierung und insbesondere um 
Minderjährige, die in Wohngruppen leben. Hier hätten 
wir nach dem Bundesteilhabegesetz wahrscheinlich die 
Situation – so ist es uns auch von vielen Sachverständigen 
bestätigt worden –, dass die Minderjährigen mit Eintritt 
der Volljährigkeit in ein anderes System kommen und 
dann nicht mehr in Wohngruppen untergebracht sein 
könnten. Um gerade diesen wichtigen Bereich des Über-
gangs zur Volljährigkeit, in dem bestimmte Lebensab-
schnitte, zum Beispiel eine Ausbildung, beendet werden, 
keine Unruhe in das Leben der jungen Menschen zu brin-
gen, war es uns wichtig, diesen Bereich des Übergangs 
zur Volljährigkeit fließend zu gestalten, sodass, wenn ein 
Minderjähriger in einer Wohngruppe volljährig wird, der 
Übergang in das nächste System in einem Zeitraum von 
drei Jahren erfolgen kann. Voraussetzung ist hierbei na-
türlich, dass die Jugendlichen ununterbrochen in den 
Wohngruppen gelebt haben.

Ein ganz besonderer Teil ist das Budget für Ausbil-
dung. Das ist uns gerade als Ergänzung zum bereits be-
schlossenen Budget für Arbeit ganz wichtig. Wir ziehen 
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TERMINE

27.02.2020	 Podiumsdiskussion in Hannover, 			 
		  Vorbereitung Sozialparteitag
 
02.03.2020	 Rundgang Thüringen Ausstellung der 		
		  Landesgruppe Thüringen der
		  AfD-Bundestagsfraktion

11.-13.03.2020	 Informationsfahrt nach Berlin

17.03.2020	 Bürger im Gespräch mit Marcus Bühl
		  Veranstaltungsort wird noch bekannt 		
		  gegeben

03.04.2020	 Vortrag: Syrien, ist eine Rückkehr möglich?
		  in Kassel

AKTUELL IN EIGENER SACHE

Meine letzte Rede befasste sich mit Betriebsräten. Meine 
nächste Rede befasst sich mit der Arbeitszeiterfassung. 
Alles Themen, die für diese Partei und die Gesellschaft wichtig 
sind.Ich möchte Sie bitten, bereiten Sie den Sozialparteitag 
auch in Ihrem Kreisverband vor. 
Leider ist es ein Delegiertenparteitag. Deshalb: sprechen 
Sie mit Ihrem Delegierten, dass er weiß wo der Schuh drück 
und wo die Probleme liegen. Und wenn es im Vorfeld dieses 
Parteitages und auf dem Parteitag zu Diskussionen kommt, 
dann ist das Ausdruck einer lebendigen Partei, die Altparteien 
kennen keine Diskussionen. 
Deshalb: drauf und dran, es gilt die Devise: solidarischer 
Patriotismus!

Alle Termine und Aktualisierungen findet Ihr auf meiner 
Facebookseite fb.me/juergen.pohl.afd oder Homepage 
www.pohlposition-afd.de

V.i.s.d.P.: MdB Jürgen Pohl, Platz der Republik 1, 11011 Berlin, eMail: juergen.pohl@bundestag.de

KONTAKT

Berlin:
Tel. 030 227 77520
Fax. 030 227 70521
juergen.pohl@bundestag.de

Wahlkreisbüro Mühlhausen:
Tel. 03601 764 3494
Fax. 03601 764 3495
juergen.pohl.wk@bundestag.de

Wahlkreisbüro Nordhausen
Hesseröder Str. 11, Tel. 03631 418 9741

Wahlkreisbüro Sondershausen
Hauptstraße 41, Tel. 03632 825 9560

INFORMATIONSFAHRT NACH BERLIN

facebook.com/juergen.pohl.afd

www.pohlposition-afd.de

02.-03. Juni 2020
25.-27. November 2020
Anmeldung unter Tel. 03601 764 3494 oder 
juergen.pohl.wk@bundestag.de

Führung durch den Reichstag
Stadtrundfahrt, Museen,
Vortrag im Plenarsaal
u.v.m.


